
Aktenzeichen: 2 AZR 855/94 
Bundesarbeitsgericht 2. Senat

I. Arbeitsgericht Dortmund

Urteil vom 13. September 1995
- 2 AZR 855/94 -
Urteil vom 26. Mai 1993- 4 Ca 4740/92 -

II. Landesarbeitsgericht Hamm
Urteil vom 01. Juni 1994 
- 10 (5) Sa 1154/93 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Unzulässige Berufung - 5 Monatsfrist bei erstinstanzlichem 
Urteil

Gesetz:
ArbGG §§ 60, 64, 66; ZPO §§ 519, 551 Ziff. 7

Leitsätze:
1. Eine zweite Verlängerung der Berufungsbegründungsfrist ist nach § 66 Abs. 1 Satz 4 ArbGG selbst dann unzulässig, wenn das erstinstanzliche Urteil noch nicht zugestellt ist.
2. Eine nach Ablauf der Berufungsbegründungsfrist eingegange­
ne Berufungsbegründung kann regelmäßig als zulässige Wieder­
holung der Berufung mit gleichzeitiger Begründung angesehen 
werden (im Anschluß an BAG Beschluß vom 26. April 1963
- 1 ABR 10/62 - AP Nr. 3 zu § 94 ArbGG).
3. Die Rüge, ein seit Verkündung erst nach Ablauf von 5 Mona­
ten zur Geschäftsstelle gelangtes erstinstanzliches Urteil 
sei als solches ohne Gründe anzusehen (§ 60 Abs. 4 ArbGG,
§ 551 Ziff. 7 ZPO), reicht als Berufungsbegründung im Sinne 
von § 64 Abs. 6 ArbGG, § 519 Abs. 3 Ziff. 2 ZPO aus.
4. Ausreichend in diesem Sinne kann es auch sein, wenn die 
Berufungsbegründung vor Zustellung des erstinstanzlichen Ur­
teils und ohne Kenntnis von dessen Entscheidungsgründen sich 
mit diesen im Vorgriff hypothetisch auseinandersetzt.
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2 AZR 855/94
10 (5) Sa 1154/93 Hamm

Im Namen des Volkes!
Verkündet am
13. September 1995

Urteil
Clobes,
Amtsinspektor
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

PP-

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 13. September 1995 durch den Vorsitzenden
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Richter Dr. Etzel, die Richter Bitter und Dr. Fischermeier sowie 
den ehrenamtlichen Richter Dr. Bensinger und die ehrenamtliche 
Richterin Nielebock für Recht erkannt:

1. Auf die Revision des beklagten Landes wird das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Hamm vom
1. Juni 1994 - 10 (5) Sa 1154/93 - aufgehoben.

2. Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten der Re­
vision, an das Landesarbeitsgericht zurückver­
wiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d  :

Die Klägerin (geboren am 6. Juli 1939) steht seit dem 
1. Juli 1972 in den Diensten des beklagten Landes und war zuletzt 
im Sekretariat des Fachbereichs der Universität Dortmund gegen 
eine monatliche Bruttovergütung von zuletzt 3.749,27 DM beschäf­
tigt. Im Umgang zwischen der Klägerin und ihren jeweiligen Vorge­
setzten kam es in der Vergangenheit des häufigeren zu Schwierig­
keiten, die zu zahlreichen arbeitsgerichtlichen Rechtsstreitig­
keiten führten. Nach mehrmaligen Abmahnungen kam es aufgrund 
eines Vorfalls am 22. Oktober 1992, wobei die Klägerin ihrer Vor­
gesetzten gegenüber in ungebührlicher Form die Arbeit verweigert 
haben soll, zu einer außerordentlichen Kündigung laut Schreiben 
vom 30. Oktober 1992.

Auf die von der Klägerin erhobene Kündigungsschutzklage, mit 
der ein Weiterbeschäftigungsanspruch und Zahlungsansprüche wegen
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der Vergütung nach Ausspruch der außerordentlichen Kündigung ver­
bunden waren, entschied das Arbeitsgericht Dortmund am 26. Mai 
1993 nach den Klageanträgen; dieses Urteil gelangte erst am 
18. November 1993 zur Geschäftsstelle des Arbeitsgerichts und 
wurde der Beklagten am 26. November 1993 zugestellt. Bereits 
zuvor hatten die Prozeßbevollmächtigten der Klägerin aus diesem 
Urteil die Zwangsvollstreckung betrieben.

Mit einem am 14. Juli 1993 beim Landesarbeitsgericht einge­
gangenen Schriftsatz legte das beklagte Land Berufung ein und be­
antragte in der Folgezeit Einstellung der Zwangsvollstreckung. 
Durch Beschluß vom 10. August 1993 wurde die Berufungsbegrün­
dungsfrist auf Antrag des beklagten Landes vom 9. August 1993 bis 
zum 14, September 1993 (erstmals) verlängert. Da das erstinstanz­
liche Urteil bis zum 14. September 1993 noch nicht zugestellt 
war, beantragte das beklagte Land mit Schriftsatz vom 31. August 
1993 erneut die Verlängerung der Berufungsbegründungsfrist um 
einen weiteren Monat, Diesem Antrag wurde durch Beschluß des Lan­
desarbeitsgerichts vom 1. September 1993 stattgegeben und die Be­
rufungsbegründungsfrist bis zum 18. Oktober 1993 verlängert. Der 
erneute Antrag auf Verlängerung der Berufungsbegründungsfrist vom 
6. Oktober 1993 wurde durch Verfügung vom 7. Oktober 1993 ab­
schlägig dahin beschieden, eine nochmalige Verlängerung der Beru­
fungsbegründungsfrist könne im Hinblick auf § 66 Abs. 1 Satz 4 
ArbGG nicht erfolgen; es bleibe unbenommen, nach Zustellung des 
vollständig abgefaßten erstinstanzlichen Urteils erneut Berufung 
einzulegen. Mit einem am 18. Oktober 1993 beim Landesarbeitsge- 
richt eingegangenen Schriftsatz begründete nunmehr das beklagte 
Land die bereits mit Schriftsatz vom 27. Juli 1993 angekündigten
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Anträge. Darin wird die nicht rechtzeitige Zustellung des voll­
ständig abgesetzten erstinstanzlichen Urteils gerügt; ferner ent­
hält diese Begründung Ausführungen zur ausgesprochenen fristlosen 
Kündigung vom 30. Oktober 1992, zur Zahlungs- und zur Weiterbe­
schäftigungsverurteilung .

.Nachdem das am 26. Mai 1993 verkündete erstinstanzliche Ur­
teil dem beklagten Land am 26. November 1993 zugestellt worden 
war, begründete das beklagte Land die Berufung weiter mit 
Schriftsatz vom 4. Januar 1994.

Die Klägerin hat außer der Unwirksamkeit der außerordentli­
chen Kündigung geltend gemacht, die vom beklagten Land eingelegte 
Berufung sei unzulässig, weil einerseits die zweifache Verlänge­
rung der Berufungsbegründungsfrist unwirksam und andererseits 
eine Auseinandersetzung mit dem erstinstanzlichen Urteil in der 
Berufungsbegründung vom 18. Oktober 1993 nicht enthalten sei.

Die Klägerin hat zuletzt beantragt,

die Berufung des beklagten Landes gegen das Ur­
teil des Arbeitsgerichts Dortmund vom 26. Mai 
1993 als unzulässig zu verwerfen.

Das beklagte Land hat Klageabweisung beantragt und Widerkla­
ge auf Rückzahlung der erstinstanzlich ausgeurteilten Gehaltsbe­
träge erhoben. Es hat die Wirksamkeit der außerordentlichen Kün­
digung verteidigt und geltend gemacht, die Berufung sei in zuläs­
siger Weise begründet worden; außerdem habe man sich auf die

5
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


5

wirksame Verlängerung der Berufungsbegründungsfrist verlassen 
dürfen.

Das Landesarbeitsgericht hat durch Urteil vom 1. Juni 1994 
die Berufung des beklagten Landes als unzulässig verworfen und 
die Revision zugelassen. Gegen diese Entscheidung richtet sich 
die Revision des beklagten Landes.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision des beklagten Landes ist begründet. Sie führt 
zur Aufhebung des Berufungsurteils und zur Zurückverweisung 
(§ 565 ZPO), weil die Berufung entgegen der Auffassung des Beru­
fungsgerichts nicht unzulässig ist.

I. Das Landesarbeitsgericht hat seine entgegenstehende Ent­
scheidung im wesentlichen wie folgt begründet: Die Berufung sei 
nach §§ 64, 66 ArbGG, 519 ZPO unzulässig, weil sie nicht ausrei­
chend begründet worden sei. Innerhalb der erstmals bis 14. Sep­
tember 1993 verlängerten Berufungsbegründungsfrist sei eine wirk­
same Begründung nicht eingegangen; mit Schriftsatz vom 27. Juli 
1993 seien nur Anträge angekündigt worden, ohne daß dieses Vor­
bringen eine vollständige Berufungsbegründung im Sinne des § 519 
Abs. 3 ZPO enthalte. Insbesondere genüge die bloße Bezugnahme auf 
den Sachvortrag erster Instanz nicht. Auch mit dem Schriftsatz 
des beklagten Landes vom 18. Oktober 1993 sei die Berufungsbe­
gründungsfrist nicht gewahrt, und zwar schon deshalb nicht, weil 
die erneute Verlängerung der Berufungsbegründungsfrist gegen § 66
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Abs. 1 Satz 4 ArbGG verstoße und daher nichtig sei. Angesichts 
der eindeutigen Gesetzeslage hätten die Prozeßbevollmächtigten 
des beklagten Landes auch nicht auf die Wirksamkeit der erneuten 
Verlängerung vertrauen dürfen.

Selbst wenn man aber von einer wirksamen erneuten Verlänge­
rung der Berufungsbegründungsfrist ausgehe, so enthalte der 
Schriftsatz vom 18. Oktober 1993 keine ausreichende Berufungsbe­
gründung im Sinne von § 519 Abs. 3 Nr. 2 ZPO, weil es an einer 
Auseinandersetzung mit dem erstinstanzlichen Urteil fehle, und 
zwar schon deshalb, weil zur Zeit der Abfassung des Schriftsatzes 
das erstinstanzliche Urteil noch gar nicht zugestellt gewesen 
sei. Eine ordnungsgemäße Berufungsbegründung setze aber nach Auf­
fassung des Gerichts die Kenntnis der Entscheidungsgründe voraus. 
Etwas anderes gelte auch nicht im Hinblick darauf, daß das erst­
instanzliche Urteil entgegen § 60 Abs. 4 Satz 3 ArbGG nicht in­
nerhalb von 3 Wochen nach Verkündung vollständig abgefaßt Vorge­
legen habe, weil deswegen und infolge der erst nach 6 Monaten er­
folgten Zustellung eine Zurückverweisung an das Arbeitsgericht im 
Hinblick auf § 68 ArbGG nicht in Betracht komme. Schließlich sei 
auch innerhalb der erneut laufenden Berufungsbegründungsfrist 
nach' Zustellung des erstinstanzlichen Urteils die Berufung nicht 
wiederholt worden.

II. Dieses Urteil erweist sich aus mehreren Gründen als rechts­
fehlerhaft. Die Revision rügt zu Recht die Verletzung verfahrens­
rechtlicher Vorschriften, § 66 Abs. 1 ArbGG und § 519 ZPO.
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1. Das Landesarbeitsgericht ist allerdings zutreffend zunächst 
davon ausgegangen, daß bis zum 14. September 1993, dem Zeitpunkt 
des Ablaufs der erstmalig verlängerten Berufungsbegründungsfrist, 
eine wirksame Berufungsbegründung nicht vorlag. Zu Recht hat das 
Landesarbeitsgericht entschieden, daß der Schriftsatz vom 
27. Juli 1993 mit der Ankündigung der Anträge und Erhebung der 
Widerklage eine ausreichende Berufungsbegründung im Sinne der §§ 
66 ArbGG, 519 Abs. 3 ZPO nicht enthält. Hinsichtlich der Verur­
teilung auf die Klage hin heißt es in diesem Schriftsatz nämlich 
nur:

Die ergänzende Begründung des Klageabweisungsan­
trages bleibt der Berufungsbegründung Vorbehal­
ten. Im übrigen verweisen wir auf den Sachvortrag 
erster Instanz.

Diese Kurzbegründung enthält in der Tat keine ausreichende 
Auseinandersetzung mit dem erstinstanzlichen Urteil, insbesondere 
reicht die Bezugnahmen auf den erstinstanzlichen Sachvortrag 
nicht (ständige Rechtsprechung des BAG Urteil vom 6. April 1957
- 2 AZR 19/55 - AP Nr. 4 zu § 519 ZPO mit zust. Anm. von Pohle; 
vom 16. Dezember 1957 - 1 AZB 36/57 - AP Nr. 6, aaO, mit Anm. von 
Hofmann; vom 20. Juli 1971 - 1 AZR 314/70 - AP Nr. 25, aaO, mit 
Anm. von Vollkommer sowie BGH Beschluß vom 18. Februar 1981
- IV b ZB 505/81 - AP Nr. 34, aaO). Mit der Erklärung, die ergän­
zende Begründung des Klageabweisungsantrages bleibe der Beru­
fungsbegründung Vorbehalten, bringt vorliegend der Rechtsmittel­
kläger schon deutlich zum Ausdruck, daß eine Berufungsbegründung 
noch nicht erfolgen, sondern noch nachgeliefert werden solle. 
Ferner reicht der zweite Satz, wonach auf den Sachvortrag erster 
Instanz verwiesen wird, in Übereinstimmung mit der zitierten
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Rechtsprechung als Berufungsbegründung nicht aus.

2. Dem Landesarbeitsgericht ist auch darin zu folgen, daß die 
erneute Verlängerung der Berufungsbegründungsfrist wegen Versto­
ßes gegen § 66 Abs 1 Satz 4 ArbGG unwirksam ist. Dazu hat bereits 
das Bundesarbeitsgericht (Beschluß vom 4. Februar 1994 - 8 AZB 
16/93 - AP Nr. 5 zu § 66 ArbGG 1979, auch zur Veröffentlichung in 
der Amtlichen Sammlung vorgesehen) darauf hingewiesen, § 66 
Abs. 1 Satz 4 erlaube im Gegensatz zu § 519 Abs. 2 Satz 3 ZPO 
ausdrücklich nur die einmalige Verlängerung der Berufungsbegrün­
dungsfrist. In diesem Sinne hat ferner das Bundesarbeitsgericht 
bereits entschieden (Beschluß vom 6. Dezember 1994 - 1 ABR 
34/94 - NZA 1995, 549, auch zur Veröffentlichung in der Amtlichen 
Sammlung vorgesehen), eine zweite Verlängerung der Rechtsmittel­
begründungsfrist sei nach § 66 Abs. 1 Satz 4 ArbGG auch dann 
nicht zulässig, wenn erst durch sie eine insgesamt einmonatige 
Fristverlängerung erreicht würde. Zur Begründung wird ausgeführt, 
dies ergebe sich aus dem klaren Wortlaut des § 66 Abs. 1 Satz 4 
ArbGG, der lediglich eine einmalige Verlängerung der Berufungsbe­
gründungsfrist zulasse; das Gesetz enthalte keine Anhaltspunkte 
für eine vom Wortlaut abweichende Auslegung dahin, daß die Be­
gründungsfrist (bis zur Gesamtdauer von 1 Monat) mehrfach verlän­
gert werden könne; insbesondere spreche auch der Zweck der Vor­
schrift, der auf die Beschleunigung des Verfahrens gerichtet sei, 
gegen eine erweiternde Auslegung. Diese Auffassung entspricht 
auch der in der einschlägigen Kommentarliteratur herrschenden 
Meinung (vgl. Germelmann/Matthes/Prütting, ArbGG, 2. Aufl., § 66 
Rz 32; Grunsky, ArbGG, 6. Aufl., § 66 Rz 4; GK-ArbGG/Stahlhacke,
§ 66 Rz 109).

_ 9 _
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Darauf braucht jedoch nicht entscheidend abgestellt zu wer­
den, ebensowenig wie der Antrag des beklagten Landes auf Wieder­
einsetzung in den vorigen Stand zu bescheiden ist, denn der 
Schriftsatz des beklagten Landes vom 18. Oktober 1993 ist jeden­
falls als neue Berufungseinlegung zu werten und enthält auch eine 
ausreichende Berufungsbegründung.

a) Auch wenn man davon ausgeht, daß am 18. Oktober 1993 die Be­
rufungsbegründungsfrist nach der erstmaligen Einlegung der Beru­
fung und Verlängerung der Frist bis 14. September 1993 abgelaufen 
war, war der Rechtsmittelführer nicht gehindert, solange das 
erstinstanzliche Urteil noch nicht zugestellt war, erneut Beru­
fung einzulegen; von einem Rechtsmittel, das der Partei gegen ein 
Urteil zusteht, kann sie mehrmals und solange Gebrauch machen,
[Be die Rechtsmittelfrist nicht verstrichen ist. In einem solchen 
Fall ist nämlich eine einheitliche Entscheidung zu treffen, weil 
nur ein Rechtsmittel anhängig ist (BAG Beschluß vom 13. September 
1972 - 2 AZB 32/71 - BAGE 24, 432 = AP Nr. 8 zu 519 b ZPO; Be­
schluß vom 12. November 1976 - 5 AZR 261/76 - AP Nr. 11, aaO; Se­
natsurteil vom 26. September 1991 - 2 AZR 62/91 - nicht veröf­
fentlicht) . Insofern ist die nach Ablauf der Berufungsbegrün­
dungsfrist eingegangene Berufungsbegründung als zulässige Wieder­
holung der Berufung mit gleichzeitiger Begründung aufzufassen 
(vgl. BAG Beschluß vom 26. April 1963 - 1 ABR 10/62 - AP Nr. 3 zu 
§ 94 ArbGG; BGH Beschluß vom 10. Dezember 1969 - VIII ZB 43/69 - 
VersR 1970, 184 und vom 20. März 1978 - III ZB 18/77 - VersR 
1978, 720). Das gilt auch für den Schriftsatz des beklagten Lan-

-  10 -

des vom 18. Oktober 1993.
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b) Dieser Schriftsatz enthält entgegen der Auffassung des Lan­
desarbeitsgerichts eine ausreichende Berufungsbegründung im Sinne 
des § 519 Abs. 3 ZPO.

aa) Das folgt schon daraus, daß mit diesem Schriftsatz gegenüber 
dem erstinstanzlichen Urteil die Verletzung der verfahrensrecht­
lichen Bestimmungen über die Absetzung eines Urteils gemäß § 60 
Abs. 4 ArbGG zu Recht gerügt wird. Nach § 60 Abs. 4 Satz 3 ArbGG 
war das erstinstanzliche Urteil vor Ablauf von 3 Wochen vom Tage 
der Verkündung an gerechnet, vollständig abgefaßt der Geschäfts­
stelle zu übergeben. Jedenfalls aber galt auch für das Arbeitsge­
richt, wie die Revision zutreffend geltend macht, die neuere 
Rechtsprechung nach dem Beschluß des Gemeinsamen Senats der Ober­
sten Gerichtshöfe des Bundes vom 27. April 1993 (GmS-OGB 1/92 - 
AP Nr. 21 zu § 551 ZPO), wonach ein absoluter Revisionsgrund im 
Sinne von § 551 Ziff. 7 ZPO vorliegt, wenn bei Verkündung eines 
nicht vollständig abgefaßten Urteils Tatbestand und Entschei­
dungsgründe nicht binnen 5 Monaten nach Verkündung schriftlich 
niedergelegt, von den Richtern unterschrieben und der Geschäfts­
stelle übergeben worden sind. Dieser Rechtsprechung hat sich das 
Bundesarbeitsgericht (Urteile vom 4. August 1993 - 4 AZR 501/92 - 
AP Nr. 22, aaO und vom 8. Februar 1994 - 9 AZR 591/93 - AP Nr. 23 
zu § 72 ArbGG 1979, beide zur Veröffentlichung in der Amtlichen 
Sammlung vorgesehen; Senatsurteil vom 7. Oktober 1993 - 2 AZR 
293/93 - n.v.) in Revisionsfällen angeschlossen. Die Begründung 
des Gemeinsamen Senats, nach Ablauf von 5 Monaten sei es nicht 
mehr gewährleistet, daß das Urteil im wesentlichen die Entschei­
dungsgründe wiedergebe, die nach dem Ergebnis der auf die mündli-
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che Verhandlung folgenden Urteilsberatung für die richterliche 
Überzeugung maßgeblich waren, gilt in gleicher Weise für Urteile 
aller Instanzen. Die Beurkundungsfunktion des Urteils ist wegen 
des "abnehmenden richterlichen Erinnerungsvermögens" nach 5 Mona­
ten auch bei einem erstinstanzlichen Urteil nicht mehr gewahrt, 
d. h. es ist als Urteil ohne Gründe anzusehen (so schon früher 
bei Überschreitung der Jahresfrist des § 9 Abs. 5 ArbGG: BAG Ur­
teil vom 24. Februar 1982 - 4 AZR 313/80 - BAGE 38, 55 = AP Nr. 1
zu § 68 ArbGG 1979); Wenn indessen das Urteil als solches ohne 
Gründe anzusehen ist, kann auch eine Auseinandersetzung mit den 
Gründen folgerichtig nicht mehr verlangt werden. Jedenfalls kann 
sich das Berufungsgericht nicht mit Erfolg auf die Verfahrens- 
Sonderregelung des § 68 ArbGG zurückziehen, wonach wegen eines 
Verfahrensmangels eine Zurückverweisung an die erste Instanz 
nicht in Betracht kommt. Vielmehr ist das erstinstanzliche Urteil 
wie ein Urteil ohne Entscheidungsgründe zu behandeln, d. h. das 
Landesarbeitsgericht hat wegen des gerügten Mangels eine voll­
ständige Sachaufklärung zu betreiben (BAG Urteil vom 24. Februar 
1982, aaO; Germelmann/Matthes/Prütting, aaO, § 64 Rz 55; GK- 
ArbGG/Stahlhacke, § 68 Rz 6 f.; Willemsen/Hohenstatt, DB 1994, 
374, 375) .

bb) Davon abgesehen teilt der Senat die Auffassung des Landesar­
beitsgerichts nicht, die vom Rechtsmittelführer vorliegend gege­
bene Begründung im Schriftsatz vom 18. Oktober 1993 unter Ziff. 2 
reiche im Hinblick auf § 519 Abs. 3 ZPO nicht aus. Es ist zwar 
einzuräumen, daß eine Berufungsbegründung mangels Vorliegens des 
erstinstanzlichen Urteils denknotwendig zu einer Auseinanderset­
zung mit den Entscheidungsgründen dieses Urteils allenfalls im
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Vorgriff führen kann. Indessen wäre es als ausreichende Beru­
fungsbegründung anzusehen, wenn auch ohne Auseinandersetzung mit 
dem erstinstanzlichen Urteil für entscheidungserhebliche Behaup­
tungen mit der Berufungsbegründung z. B. weitere Zeugen angeführt 
werden. Auch dies würde das Berufungsgericht veranlassen müssen, 
den weiteren Beweisantritten - vorbehaltlich einer Zurückweisung 
wegen verspäteten Vorbringens - nachzugehen (ähnlich für unstrei­
tiges, neues Revisionsvorbringen: BAG Urteil vom 16. Mai 1990 
- 4 AZR 145/90 - BAGE 65, 147 = AP Nr. 21 zu § 554 ZPO). Schon 
diese Fallkonstellation belegt, daß eine konkrete Auseinanderset­
zung mit dem erstinstanzlichen Urteil nicht in jedem Fall zu ver­
langen ist. Es reicht deshalb auch aus, wenn mit der Berufungsbe­
gründung nur die hypothetisch angenommenen Entscheidungsgründe 
des erstinstanzlichen Urteils angegriffen werden, wie dies vor­
liegend geschehen ist (vgl. zum Meinungsstand Germelmann/Matthes/ 
Prütting, aaO, § 64 Rz 55; GK-ArbGG/Stahlhacke, § 66 Rz 134,
m.w.N. divergierender Rechtsprechung der Landesarbeitsgerichte). 
Mit der Berufungsbegründung wird nämlich beanstandet, das Ar­
beitsgericht habe die Ausführungen in der Klageerwiderung nicht 
im einzelnen gewürdigt; es habe sich nicht in ausreichender Form 
mit den vom beklagten Land vorgetragenen Tatsachen auseinanderge­
setzt und es wird gerügt, die Kündigung sei entgegen der Auffas­
sung des Arbeitsgerichts rechtmäßig im Sinne des § 55 Abs. 1 BAT, 
weil die Klägerin durch ihr Verhalten, welches im einzelnen unter 
Beweisantritten geschildert worden sei, die aus § 8 BAT resultie­
renden Dienstpflichten in grober Weise verletzt und dadurch eine 
Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses unmöglich gemacht habe.
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Darin ist eine ausreichende Auseinandersetzung mit den erstin­
stanzlichen Entscheidungsgründen zu sehen, die im übrigen nicht 
einmal halb so lang wie die Ausführungen in der Berufungsbegrün­
dung des beklagten Landes sind. In der Entscheidung heißt es la­
pidar, die vom beklagten Land zum Anlaß genommenen Vorgänge vom 
22. Oktober 1992 rechtfertigten nach Ansicht der Kammer keine 
fristlose Kündigung, weil die Klägerin sich zu Recht auf den 
Standpunkt habe stellen können, entgegen dem Hinweis ihrer Vorge­
setzten brauche sie nicht Skripten gegen Entgelt an Studenten zu 
verkaufen; wenn vorgetragen werde, daß bei der Auseinandersetzung 
die Klägerin laut geschimpft und sich eines unangemessenen Ton­
falls gegenüber der Vorgesetzten bedient habe, so seien diese 
Wertungen nicht nachvollziehbar. Wenn die Berufungsbegründung 
demgegenüber auf die in den Schriftsätzen vom 1. Dezember 1992 
und vom 25. Januar 1993 vorgetragenen Tatsachen hinweist und be­
anstandet, diese seien nicht (ausreichend) berücksichtigt worden, 
so reichen diese angeführten Gründe der Anfechtung des erstin­
stanzlichen Urteils aus. Dies gilt zumindest im Zusammenhang mit 
der Rüge, §§ 8, 55 BAT seien verletzt. Außerdem wird mit dem 
Schriftsatz vom 18. Oktober 1993 die Verurteilung zur Zahlung so­
wohl als nicht vollstreckbar wie aber auch wegen eines vorliegen­
den Grundes zur fristlosen Kündigung als unbegründet angegriffen. 
Damit setzt sich das Berufungsgericht erst gar nicht auseinander.

Mithin ist davon auszugehen, daß schon der Schriftsatz vom 
18. Oktober 1993 eine ausreichende Berufungsbegründung enthält, 
so daß es auf die weiteren Überlegungen des Landesarbeitsge­
richts, nach Zustellung des Urteils sei eine (weitere) Berufungs-
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begründung nicht vorgebracht worden, nicht mehr ankommt.

3. Da das Landesarbeitsgericht - von seinem Standpunkt aus fol­
gerichtig - keine tatsächlichen Feststellungen zur Berechtigung 
der Kündigung, dem Weiterbeschäftigungsverlangen und zu den davon 
abhängenden Zahlungsansprüchen getroffen hat, kann der Senat in 
der Sache selbst nicht entscheiden.

Etzel Bitter Fischermeier

Bensinger Nielebock
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